
519 der Beilag~n zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VII. GP. 

Bericht 
des Hauptausschusses 

über die Regierungsvorlage (517 der Bei­
lagen): Staatsvertrag, betreffend die Wieder­

·herstellung eines unabhängigen und demo-
kratischen österreich. 

Der Hauptausschuß hat den Staatsvertrag, be­
treffend die Wiederherstellung eines unabhängigen 
und demokratisdten Osterreidt, ain 1. Juni 1955 
in Anwesenheit des Bundeskanzlers Ing. R a ab, 
des Vizekanzlers Dr. S c h ä r f, des Bundesmini­
sters für die auswa(tlgen Angelegenheiten 
Dr. h. c. Ing .. F i g I und des Staatssekretärs 
Dr. Kr eis k y in Beratung gezogen. 

Der· Beridtterstatter, Abgeordneter Dr. Ton­
ci c, verwies auf den langen und mühevollen 
Weg, der seit dem 30. Oktober 1946 - dem 
Tage, an dem sich der österreichisChe National­
rat zum ersten Male auf Grund eines Berichtes 
der Bundesregierung mit dem Staatsvertrag be­
sdtäftigte - bis zur Unterzeichnung am 15. Mai 
1955 zurückgelegt werden mußte. Außenminister 
Byrnes hatte bereits im April und Mai 1946 
Anträge auf Erledigung eines österreidtischen 
Staatsvertrages gestellt. Somit ergibt siCh, daß die 
Verhandlungen über diesen Vertrag über aCht­
einhalb Jahre gedauert haben. Wenn man alle 
Sitzungen der Außenininister, ihrer Stellvertre­
ter, der Botsdtafter und Experten zusammen­
zählt, kommt man zu einer Summe von un­
gefähr 400 Sitzungen, die zur Erledigung dieses 
Vertrages notwendig waren. In der neueren Ge­
schichte hat es keinen· einzigen der Regelung 
eines Einzelproblems gewidmeten Vertrag ge­
geben, der zu seiner Fertigstellung einen so lan­
gen Zeitraum und so viele Verhandlungen be­
nötigt hat. Die Liquidation des Ersten Welt­
krieges wurde in kurzer Zeit durch einige wenige 
Vertragswerke erreicht. Der Zweite Weltkrieg 
ist erst· teilweise durCh Verträge abgesChlossen. 
Der erste Vertrag kam zwischen Thailand und 
den USA im Jahre 1945 zustande, es folgten die 
sogenannteIl Satelliten verträge, der Vertrag mit 
Italien und in letzter Zeit eine teilweise Regelung 

mit Japan. Es steht noch die Regelung des Ver­
hältnisses zwischen Japan und den Oststaaten 
und die Lösung des ganzen deutschen Problems 
aus. 

Mit· dem österreichischen Staatsvertrag wurden 
einige wesentliche SChritte zur endgültigen Be­
reinigung erzielt. Das ist einer der Gründe, 
deretwegen ihm eine größere Bedeutung zu­
kommt als einer bloßen einzelstaatlidten Rege­
lung. Ein anderer Grun1q ist, daß er das bisher be­
deutendste Glied in einer Kette von Regelungen 
in diesem Jahre darstellt, die in IndoChina be­
gonnen und über Persien, Suez, Triest und die· 
Saar bis zu diesem Vertrag geführt hat. 

. Der Vertr~ wird mit Recht niCht als Friedens­
vertrag bezeichnet,' weil de jure das völkerrecht­
liChe SubjektOsterreich niemals im Krieg ge­
standen ist. 

Der Vertrag. steht auf der Basis der Rechts­
kontinuität Osterreidts seit dem Jahre 1918. Das 
kann man aus Artikel 1 entnehmen, in klarster 
Form jedoch aus Artikel 28, der die Rechtsgültig­
keit der SChuldner- und GläubigerverpfliChtun­
gen aus der Zeit noch vor dem~Erste; Weltkrieg 
ganz klar postuliert. . 

Daran ändert auch niChts die TatsaChe, daß 
mehrfach im Vertrag, besonders in der Präambel, 
auf eine gewaltsame,völkerrechtswidrige An­
nexion hingewiesen wird. Oenn wenn der Staat 
annektiert wurde, war er niCht da, kann also am 
Krieg nicht teilgenommen habem Wenn er okku­
piert wurde, war ihm die Handlungsfähigkeit 
geraubt und es kann von einer Teilnahme am 
Krieg nicht geredet werden. Daher stellt die 
Herausnahmeder Klausel über eine KriegssChuld 
Osterreidts aus der Präambel des Vertrages eine 
logische Schlußfolgerung dar, die sich bereits aus 
dem Titel des Vertrages ergibt. Daher ist auCh 
klar, daß in Artikel 21 keine Reparationen be­
stimmt werden kOlllnten. 

Diese These von der Rechtskontinuität ist 
durCh ungefähr 500 österreichische Noten seit 
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dem jahre 1945 bestätigt worden. österreich ist I sie der Völkerbund als Organisation nach dem 
auch Mitglied von zirka 30 internationalen Or- Staatsvertrag von Saint-Germainhatte. Nach dem 
ganisationen, in die es nicht neu aufgenommen vorliegenden Staatsvertrag haben die Vereinten 
wOl'den ist, sondern bei denen seine Mitglied- Nationen überhaupt nur zwei Funktionen: Auf 
schaft aus der Vergangenheit fortgesetzt wurde. Grund des Artikels 17 können die militärischen 

Die zwei Hauptzwecke des Vertrages sind: die 
Unabhängigkeit österreichs und die Demokratie. 

Der Vertrag, der die internationale Stellung 
österreichs seit dem Bestehen der Republik 
fixierte, war der Staatsvertrag von Saint-Germain. 
Er ist nach wie vor in Kraft, soweit er nicht 
obsolet geworden oder in einzelnen seiner Par­
tien erfüllt worden ist. Ebenso sind die Proto­
kolle von Genf undl Lausanne aus den Jahren 
1922 und 1932 durch das Fortlaufen der damals 
begebenen Anleihen nach wie vor in Kraft. 

Auf den Staatsvertrag von Saint-Germain neh­
men inhaltlich zwei Artikel des vorliegenden 
Vertrages Bezug, und zwar der Artikel 4, der 
das sogenannte Anschlußverbot enthält, und der 
Artikel 7 über die Minderheiten. Der Artikel 4 
ersetzt den alten Artikel 88 des Staatsvertrages 
von Saint-Germain. Zwei wesentliche Unterschiede 
zwischen dem alten und neuen Anschlußverbot 
sind zu beachten: Während nach dem alten An­
schlußverbot die Unzulässigkeit eines wirtschaft­
lichen Anschlusses noch. irgend wie zweifelhaft 
sein konnte, ist nach dem neuen Vertrag auch 
ein wirtschaftlicher Anschluß zweifellos aus­
geschlossen. Außerdem war das seinerzeitige An­
schlußverbot ein relatives, da die MögliChkeit 
eines Anschlusses mit Zustimmung des Völker­
bundrates vorgesehen war. Ein derartiger Passus 
für den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 
besteht im neuen Vertrag nicht, sondern, es gilt 
absolutes Anschlußverbot. 

Der Artikel 69 des Staatsvertrages von 
Saint-Germain wird durch den Artikel 7 des vor­
liegenden Vertrages über die Minderheiten, er­
setzt. Der genannte Artikel 69 hat im wesent­
lichen die Gleichberechtigung der Minderheit mit 
der Mehrheit festgelegt. Der neue Artikel 7 geht 
in einigen Punkten darüber hinaus. Er gibt An­
spruch auf Elementarunterricht in der sloweni­
schen und' kroatischen Sprache und auf mehrere 
eigene Mittelschulen. -Es wird ,die Zulassung der 
slowenischen und kroatischen Sprache in ge­
mischtsprachigen Gebieten als Amtssprache, nicht 
nur- - wie bisher - als Gerichtssprache, fest­
gelegt. Es sollen auch doppelsprachige Orts auf­
schriften angefertigt werden. Ein anderer Unter­
schied ist, daß die Minderheiten nach dem Staats­
vertrag von Saint-Germain unter dem Schutz des 
Völkerhundrates standen. Dem Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen ist auch hier keine Position 
eingeräumt, wie sie damals der Völkerbundrat 
gehabt hat. 

Die Vereinten Nationen als Organisation 
haben überhaupt nicht eine solche Position, wie 

Beschränkungen österreichs durch ein Abkom­
men zwischen österreich und dem Sicherheitsrat 
abgeändert werden. Dann kann der Gener,al­
sekretär der Vereinten Nationen als Wähler 
eines dritten Schiedsrichters in die Schiedskom­
mission auf Grund ,der Artikel 30 und 35 auf-
treten. 

Es gibt nach diesem Vertrag noch einen ande­
ren Personenkreis, für den besondere Bestim­
mungen bestehen. Das ist die Minderheiten­
gruppe nach rassischer Abstammung und Reli­
gion, deren Restitutionsansprüchen österreich 
unabhängig von der Staatsbürgerschaft auf 
Grund du V erpflich tungen dieses Vertrages 
Rechnung tragen muß, eine völkerrechtliche Ver­
pflichtung, die ,es bezüglich seiner übrigen Be-, 
völkerung nicht einzugehen braucht. 

Ein sehr wichtiger Artikel ist der Artikef 2, 
der von der Wahrung und' Achwng der Un­
abhängigkeit österreichs handelt. Dieser Artikel 
steht in innigem Kontakt mit Artikel 5, wonach 
die Grenzen österreichs jene sind, die am 1. jän­
ner 1938 bestanden haben. Wenn auch Jugo­
slawien dem österreichischen Staatsvertrag bei­
treten wird, so bedeutet die Verbindung der Ar­
tikel 2 und 5, daß somit auch Jugoslawien die 
österreichlsche territoriale Unversehrtheit achten 
wird. 

Zur besonderen Achtung unserer Unabhängig­
keit und territorialen Unversehrtheit sind q.a­
her von unseren Nachbarn folgende Staaten ver­
pflichtet: auf Grund der Protokolle von Genf 
bereits die Tschechoslowakei und Italien; auf 
Grund des Artikels 3 des vorliegenden Vertrages 
wird es auch Deutschland sein; die Schweiz ist es 
auf Grund ihrer Neutralisation; jugoslawien 
wird es auf Grund des Beitritte.s zum österreichi­
schen Staatsvertrag sein. 

Ein zweites Hauptzieldes Vertr~ges -neben 
der Wiederherstellung der Unabhängigkeit -
ist die Wiederherstellung, der Schutz und die 
Wahrung ,der Demokratie., Was den Artil,l.:el 6, 
der von den Menschenrechten handelt, betrifft, 
bedeutet er eine einseitige völkerrechtliche Ver­
pflichtung 'österreichs, ,die aber inhaltlich durch 
die' österreichische Verfassung schon längst er­
füllt ist. Ein wesentlicher Unterschied besteht 
zwischen diesem Artikel des Vertrages und der 
Universellen Deklaration der Menschenrechte 
durch die Vereinten Nationen vom Jahre 1948 
sowie der Konvention von Rom vom Jahre 
1952. Diese beiden beruhen auf Gegenseitigkeit, 
unsere Verpflichtung aber ist eine einseitige. 

Das gleiche gilt für den Artikel 8, welcher die 
demokratischen Einrichtungen betrifft. Was 
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dieser Artikel verlangt, ist in österreich schon 
längst erfüllt; aber es ist auch eine einseitige 
österreichische Verpflichtung. 

Was den Artikel 9, der von der Auflösung 
nazistischer Organisationen handelt, betrifft, sind 
auch die in diesem Artikel vorgesehenen Ver­
pflichtungen erfüllt. Es wird von Österreich noch 
zusätzlich die Verpflichtung übernommen, keine 

. Knderungen an diesem Zustand zuzulassen, weil 
es ja in diesem Artikel heißt, Österreich wird 
seine Bemühungen in dieser Richtung fortsetzen. 

Ein· kritischer Punkt des Vertrages ist Ar­
tikel 10, der besondere Bestimmungen über die 
Gesetzgebung vorsieht. Dieser Artikel ist in­
sofern ein Unikum, als er innerstaatliche Gesetz~ 
als einseitig völkerrechtlich verbindlich erklärt. 
Als die Mächte so etwas.im Jahre 1876 vom 
Ottomanischen Reich verlangt haben, hat die 
Höhe Pforte eine derartige Zumutung abgelehnt. 
Es ist also eine üble· Eritgleisung, wenn wir der­
artiges in einem Vertragswerk des Jahres 1955 
vorfinden. 

" Aus dem Tei.l des Vertrages, der dem Schutz 
der Demokratie gewidmet ist, ist folgendes er­
sichtlich: In dem Bestreben, sozusagen die Demo­
kratie in österr~ich zu stärken, haben die Alliier­
ten die Souveränität Österreichs verletzt. Es ist 
daher durchaus logisch, daß im Artikel 2 wohl 
die Verpflichtung übernommen wird, die Unver­
sehrtheit der Grenzen und die Unabhängigkeit 

, Österreichs zu achten, daß aber ,dort, zum Unter­
schied von Artikel 1, das Wort Souveränität 
fehlt. 

Es sei bei dieser-Gelegenheit erwähnt, daß sie­
ben Artikel" des Vertrages verfassungsgesetzlichen 
Charakter haben. 

Ein wesentlich erfreulicheres Bild bietet der 
Teil II des Vertrages. Er bedeutet in Wahrheit 
die ErrIngung der österreichischen Wehrhoheit. 
Es werden wohl gewisse Einschränkungen in den 
Artikeln 12 bis 16 verfügt, die aber keineswegs 
tiefgreifender Natur sind. Vertragsbestimmungen 
wie jene betreffend Verfügung über Kriegs­
material alliierten und deutschen Ursprungs sind 
schon längst erfüHt, den Verpflichtungen zur Er­
haltung der Kriegsgräber und der Denkmäler 
trägt österreich bereits laufend Rechnung. 
Andere Bestimmungen erscheinen für Österreich 
wenig sinnvoll, zum Beispiel das Verbot der Her­
stellung und, Verwendung von Unterseebooten. 
Die Bestimmung, daß Geschütze mit einer Reich­
weite von mehr als 30 km nicht zulä~sig sind; ist 
allerdings mit der Grundtendenz des Vertrages, 
Österreich die Verteidigung seiner Grenzen zu 
ermöglichen, in Widerspruch. Überflüssig ist auch 
die Bestimmung, wonach es Österreich untersagt 
ist, eine chemische oder bakteriologische Kriegs­
führung vorzubereiten und durchzuführen. Denn 
diese Verpflichtung besteht bereits seit dem Gen­
fer Protokoll vom Jahre 1925. 

3 

Alle militärischen Einschränkungen sind zeit­
lich limitiert durch den Artikel 17, wonach die 
Signatare des Staatsvertrages - oder auch der 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen - Öster­
reich von diesen Einschränkungen eritbinden kön­
nen. Im großen und ganzen muß man sagen, daß 
Österreich durch den Vertrag ein größeres Aus­
maß an Wehrhoheit erhalten wird als jemals seit 
dem Jahre 1918 . 

Zwei ganz wesentliche Konsequenzen des Ver­
trages sind die baldigste Rückkehr aller Kriegs­
gefangenen und die Räumung des österreichi­

. schen Staatsgebietes seitens der Besatzungsmächte. 
Die Ratifizierung des Staatsvertrages wird das 
Ende der Kommandantura bringen, das Ende des 
Kontröllabkommens und des Alliierten Rates, 
damit auch aller durch den Alliierten Rat be­
dingten Einschränkungen, beispielsweise bei der 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit den 
Staaten, die nicht den Vereinten Nationen an­
gehören. Mit der Räumung wird Österreich end­
gültig von der Besetzung frei. 

Zur Unabhängigkeit gehört natürlich auch die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit des Landes. Es 
gibt keine politische ohne die wirtschaftliche Un­
abhängigkeit. 

Zunächst verzichtet Österreich auf alle An­
sprüche" gegen die Alliierten aus der Be­
setzung, was mit einem Besatzungsschädengesetz 
verbunden ist. Dann kann auf "Grund des Ar­
tikels 27 Abs. 2 Jugoslawien österreichisches Ver­
mögen einziehen, wobei sich österreich auch zu 
einer Entschädigungsleistung verpflichtet. Öster­
reich hat allerdings zu diesem Punkt protokolla­
risch bestimmte Vorbehalte gemacht. Ferner ver­
zichtet österreich auf alle Ansprüche gegenüber 
Deutschland, die aus der Zeit nach dem 13. März 
1938 datieren. Auch damit ist eine Entschädi­
gungspflicht verbunden. Auf diesen Passus des 
Vertrages muß man imm~r wieder hinweisen, 
wenn man die Frage des deutschen Eigentums im 
richtigen Lichte sehen will. Dem steht nun eine 
bescheidene Gegenrechnung gegenüber. 

Die Vertragspartner . sind verpflichtet, das 
österreichische Vermögen entweder in natura 
oder den Erlös herauszugeben. Von den Ost­
staaten können aber nur die Tschechoslowakei 
und Polen dem Vertrag beitreten. Die anderen 
wären auf Grund des allgemeinen Völkerrechtes 
zu einer derartigen Herausgabe verpflichtet. 

Auf Grund des Artikels 23 hat österreich An­
spruch auch auf Freigabe aller Interessen, Ver­
mögen und Forderungen gegenüber Deutschland 
aus der Zeit vor dem 12. März 1938. Auf Grund 
des Artikels 22 wird das, was als deutsches Eigen­
tum bezeichnet wurde, Eigentum der betreffen­
den alliierten Macht" und von dieser an Öster~ 
reich übertragen. Aber auch für diese Übertra­
gung muß österreich an die Sowjetunion erheb­
liche Leistungen erbringen," ,die im Moskauer 
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Memorandum niedergelegt sind. Daher stellt Ar­
tikel 22 und Annex 2 des Vertrages nur einen 
Teil der Regelung dieses Problems dar. 

Bei der Genesis und rechtlichen Beurteilung 
des Problems muß man sich folgendes vor Augen 
halten: Die alliierten Mächte haben anerkannte 
Entschädigungsansprüche gegenüber Deutschland. 
Solche können sich auch auf Privatvermögen ,im 
Auslande erstrecken (Ausdehnung der angelsäch­
sischen Lehre vom alien enemy property auf den 
Kontinent seit 1919). Damit wurde immer eine 
EntschädiguIllgspflicht gegenüber Einzelpersonen 
durch den reparationspflichtigen Staat verbunden. 
Von diesem Gesichtspunkt ausgehend, haben die 
Potsdamer Beschlüsse das deutsche Auslandsver­
mögen den Alliierten überantwortet. Sogar die 
neutralen Staaten mußten sich im Laufe der Zeit 
dieser Regelung beugen. Damit wäre aber noch 
nicht die Haager Landkriegsordnung außer 
Kraft gesetzt, wonach ein Eigentumsübergang 
vor dem Friedensvertrag nur mit Zustimmung 
des Eigentümers möglich ist. Diese Zustimmung 
hat aber Deutschland im Zuge des Pariser Ver­
tragswerkes, verbunden mit einer Entschädi­
gungspflicht, gegeben. Die Absicht der Alliierten 
auf übertragung des ehemals deutschen Eigen­
tums an Österreich war Deutschland bereits seit 
1949 'bekannt. Die übertragung des 'ehemals 
deutschen Eigentums erfolgte unter einer wesent­
lichen Auflage, nämlich dem Verbot der Ver­
äußerung an deutsche physische oder juristische 
Personen. Aller,dings bestehen hier drei Aus­
nahmen. Zunächst kann Österreich auch an 
deutsche physische und juristische Personen Ver­
mögenschaften, welche erzieherischen, kulturellen, 
karitätiven und religiösen Zwecken dienen, unab­
hängig vom Wert übertragen. Weiterhin kann 
andere Ausländer - nicht nur an Deutsche -
Österreich Vermögen, Rechte und Interessen bis 
zum Wert von '260.000 S an deutsche physische 
nidltjuristische Personen übertragen. Die ölfelder 
und die Konzessionen auf ölschurfgebiete im 
östlichen Österreich, die an österreich von der 
Sowjetunion übertragen werden, dürfen auch an 
andere Ausländer - nicht nur an Deutsche -
nicht übertragen werden. Trotz aller Opfer wird 
Österreich durch diese, Regelung im wirtschaft­
lichen Teil des Vertrages Herr seiner Wirtschaft 
in größerem Ausmaße als je seit dem Ende des 
Ersten Weltkrieges. Ein Kontrollrecht über die 
österreichischen Finanzen - wie es in der Zeit 
der Ersten Republik bestand - wird auf Grund 
eines Verzichtes der Alliierten nicht mehr mög­
lich sein. Auch die Verpflichtung zu Meistbegün­
stigung im Handels:verkehr wird nur b~i Rezi­
prozität und nur mit den in den Handelsver­
trägen vorgesehenen Ausnahmen gelten. 

In Ausführung der Londoner Deklaration 
vom Jahre 1943 ergehen die Artikel 25 und 26 
des Vertrages; es handelt sich um Restitutions-

ansprüche, wobei immer wieder auf die schon 
bestehenden österreichischen Gesetze verwiesen 
wird. Tatsächlich hat österreich, wie kaum ein 
anderes Land, durch das Nichtigkeitsgesetz und 
die Rückstellungsgesetze die Restitution voll­
zogen. 

Besondere Bestimmungen sind für das Schick­
sal des erblosen Vermögens eingefügt, das nur 
wieder für, Opfer der Verfolgung durch die 
seinerzeitigen Achsenmächte verwendet werden 
darf. Hier übernimmt die innerstaatliche öster­
reichische Gesetzgebung durch den Vertrag eine 
beStimmte Verpflichtung. Eine Ausnahme 
machen nur die' Maßnahmen auf Grund des 
Bitumengesetzes vom Jahre 1946. 

Als Fernwirkung des Vertrages muß erwähnt 
werden, daß ~urch die Präambel die Alliierten 
in die Lage versetzt' sind, den Beitrittöster­
reichs zu den Vereinten Nationen zu unter­
stützen. Es ist zu erwarten, daß sie dies auch 
tatsächlich tun, werden. Die Sowjetu~ion bei­
spielsweise hat ihre Zusicherung schon gegeben. 

,Eine Verpflichtung der Alliierten wird . auch 
Deutschland gegenüber darin bestehen, daß das 
Anschlußverbot entsprechend in einen deutschen 
Friedensvertrag eingebaut wird, ebenso Bestim­
mungen über gewisse Durchfahrtsrechte. . 

Im Artikel 11 anerkennt österreich die Frie­
densverträge, die seit 1945 bereits geschlossen 
worden sind; damit also auch die übernahme 
des österreichisch-italienischen Vertrages von 
1946 über Südtirol in das italienische Vertrags­
werk. 

Nach dem italienischen Friedensvertrag be­
kommt österreich eine bestimmte Position zu­
gesichert, die Errichtung einer österreichischen 
Handelsflotte und einen Posten in der Inter­
nationalen Hafenkommission. Voraussetzung ist 
allerdings das Inkrafttreten des Endgültigen 
Statuts für Triest. Dennoch bedeutet die im Ver­
trag enthaltene Regelung für unsere Verhand­
lungen mit Italien einen gewissen Rückhalt. 

Im Artikel 25 Abs., 10 verpflichtet sich Öster­
reich ~Jl neuen Verhandlungen zur Regelung der 
Fragen der Donau-Save-Adria-Eisenbahn, welche 
mit dem Triester Problem in Verbindung stehen. 

Der die freie Schiffahrt auf der Donau be­
treffende Artikel 31 ist gleichlautend mit den 
entsprechenden Bestimmungen in den mit den 
Donaustaaten abgeschlossenen Friedensverträgen. 
, Hinsichtlich des Beitrittes zum österreichischen 
Staatsvertrag ist noch zu betonen, daß nur ein 
Staat beitreten kann, der am 8. Mai 1945 Mit­
glied der Vereinten Nationen war und es jetzt 
noch ist und der mit Deutschland am 8. Mai 
1945 im Krieg gestanden ist. Die Tschechoslo­
wakei und Jugoslawien können also beitreten, 
nicht aber zum Beispiel Italien und Ungarn. 

Schließlich können wir auch eine Art Nach­
wirkung der Funktionen des Alliierten Rates 
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feststellen.· Es gilt auch hier der Grundsatz, daß Dr. T s c h ade k, E i beg ger, Dipl.~ 
alle Beschlüsse nur einstimmig getroffen werden log. S t r 0 b I und Dr. Kor e f - die meisten 
dürfen. Auf Grund des Artikels 26 Abs. 2 be- zu wiederholten Malen - das Wort ergriffen. 
stimmen die vier Missionschefs in übereinstim- Außerdem nahmen der Vizekanzler . Doktor 
mung mit Österreich jene Dienststellen und S c h ä r f und der Bundesminister für die aus­
Organisationen, die erbloses Vermögen über- wärtigen Angelegenheiten Dr. h. c. Ing. F i g I 
nehmen werden; auf Grund des Artikels 30 zu verschiedenen aufgeworfenen Fragen Stel­
(Regelung von Streitfällen bei der Behandlung lung. 
des Eigentums der Vereinten Nationen) ernen- Der Ausschuß kam im Laufe der Spezial­
nen die Missionschefs gemeinsam ein drittes debatte zur Erkenntnis, daß gewisse Punkte 
Mitglied einer Vergleichskommission. Nach Ar- noch 'einer eingehenden Erörterung sowie einer 
tikel 34 vertreten die vier Missionschefs gemein- Stellungnahme durch die jeweils hiefür zustän­
sam die Alliierten gegenüber österreich durch digen Stellen bedürfen. Dazu gehört beispiels-
18 Monate. Sie können der österreichischen Re- weise die Frage etwaiger gesetzlicher Auswir­
gierung Anleitungen geben und österreich muß kungen der Artikel 4, 7, 8 und 22. Ebenso be­
ihnen Informationen erteilen. Nach Artikel 35 darf das Schidi:sal des Goldschatzes der Oester­
können die vier· Alliierten, wenn sie zu einer reichischen Nationalbank noch einer Klar­
gemeinsamen Interpretation gelangen, den Ver- stellung. 
trag zeitlich unbeschränkt auslegen,nachdem Einhelligkeit herrschte darüber, daß in Ar­
vorher diplomatische Verhandlungen mit öster- tikel 20 Abs. 3 in Entsprechung des französi­
reich stattgefunden haben. schen und englischen Textes die Worte "soweit 

Der Staatsvertrag als Ganzes macht österreich irgend möglich" sich auf "spätestens bis zum 
freier und unabhängiger, als es je seit dem Ent- 31. Dezember 1955" beziehen. 
stehen der Republik gewesen ist. Er kann einen In dem Besonderen Teil der Erläuternden Be­
Wendepunkt in der Geschichte' Mitteleuropas merkungen ist auf Seite 5 in dem Abschnitt zu 
darstellen. österreichs Volk hat sich diesen Ver- Artikel 17 (Dauer der Beschränkungen) richtig­
trag als ein im Herzen immer freies und selhst- zustellen, daß es nicht "in den Artikeln 12 
bewußtes Volk erarbeitet und erkämpft. und 16", sondern "in den Artikeln 12 bis 16" 

An die Ausführungen des Berichterstatters heißen soll. 
schloß sich im Hauptausschuß eine General- Nach Beendigung der Spezialdebatte beschloß 
debatte über den Staatsvertrag, in welcher die der Hauptausschuß einstimmig, dem National­
Abgeordneten Dr. Kor e f, S t end e b ach, rat die Genehmigung des Staatsvertrages' zu 
Dr. Mal eta, Bundeskanzler Ing. Raa b und empfehlen. 
Vizekanzler Dr. Sc h ä r f das Wort ergriffen. Der An t r,a g des Hauptausschusses lautet 

Die Vertreter der Parteien erklärten, dem demnach: 
Vertragswerk ihre Zustimmung geben zu wol­
len, wobei allerdings insbesondere Abgeordneter 
Stendebach betonte, daß das vorliegende Ver­
tragswerk auch gewisse Mängel aufweise. 

Es wurde hierauf das Eingehen in die Spezial­
debatte beschlossen, in welcher außer dem Be­
richterstatter die Abgeordneten P r i n k e, 
Dr. Pi t t e r man n, G r u b hof ~ r, Ha r t­
leb, S t en d e b ac h, Dipl.-Ing. Ha r t man n, 

Dr. Toncic, 
Beridtterstatter. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
"Dem von der Bundesregierung vorgelegten 

Staatsvertrag, betreffend die Wiederherstellung 
eines unabhängigen und demokratischen öster­
reich samt zwei Annexen und Anhang (517 der 
Beilagen) wird die verfassungsmäßige Geneh­
migung erteilt." 

Wien, am 1. Juni 1955. 

Dr. Hurdes, 
Obmann. 
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